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Karrais: Grün-Schwarz feiert sich für ein Gesetz, das viele schöne
Überschriften trägt aber nicht realisiert werden kann

Wir werden Änderungsvorschläge auf Basis von Technologieoffenheit und Wirtschaftlichkeit einbringen,
die den Bürgern die Entscheidungsfreiheit lassen.

Anlässlich der ersten Beratung zu geplanten Änderungen des Klimaschutzgesetzes Baden-Württemberg
erklärte der klimaschutzpolitische Sprecher der FDP/DVP Fraktion, Daniel Karrais:

„Grün-Schwarz feiert sich für ein Gesetz, das viele schöne Überschriften trägt, aber noch gar nicht
realisiert werden kann. Klimaziele, die über die Ziele der EU und des Bundes hinausgehen, sind
Klimaschutz nach dem Prinzip Hoffnung. Wir brauchen international vergleichbare Ziele, denn das Klima
wirkt global. Die Solarpflicht ist nicht durchdacht und unsozial. Sie wird zu einem Sanierungsstau führen
und das Bauen und Wohnen verteuern. Bevor die Landesregierung Unternehmen und Privatleuten die
Solarpflicht aufbrummt, sollte sie außerdem vor der eigenen Türe kehren gehen. Der
Landesrechnungshof bemängelt, dass 26 Bauvorhaben des Landes trotz idealer Voraussetzungen ohne
eine Solaranlage errichtet wurden. Mit staatsdirigistischen Eingriffen ohne eigene Investitionen, ohne
eine längst überfällige Strategie zur Klimaanpassung und dem engstirnigen Fokus auf ein bis zwei
Technologien setzt Grün-Schwarz die gesellschaftliche Akzeptanz, den Wirtschaftsstandort Baden-
Württemberg und den Klimaschutz insgesamt aufs Spiel.

Klimaschutz kann nur durch die Innovationskraft der Menschen und Unternehmen im Land erreicht
werden. Was uns jetzt aber mit der Novelle des Klimaschutzgesetzes vorliegt, ist das Gegenteil davon.
Nur eine intelligent verzahnte, effiziente und international ausgerichtet Klimaschutzpolitik zahlt sich auch
wirtschaftlich aus. Die Ausweitung des EU-Emissionshandels auf weitere Sektoren mit einem festen CO2-
Limit ist entscheidend. Wir werden Änderungsvorschläge auf Basis von Technologieoffenheit und
Wirtschaftlichkeit einbringen, die den Bürgern die Entscheidungsfreiheit lassen. Dazu zählen die
Renaturierung von Mooren, der Wald als natürliche CO2-Senke oder Maßnahmen für ein integriertes
Energiesystem, das auch auf Speicher und Wasserstoff Rücksicht nimmt.“


